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Die Weichen für Europa müssen gestellt werden 
FBP-Klausurtagung zum Thema Aussenpolitik — Positionsbezug f ü r  unser Land notwendig 

«Hat der Staatsmann an die nächste 
Wahl zu denken oder an die nächste Ge
neration? Ist Politik Verwaltung des Be
stehenden oder Gestaltung der Zu
kunft?» Mit diesen Worten eröffnete 
FBP-Präsident Emanuel Vogt die FBP-
Klausurtagung zum Thema Aussenpoli
tik, in deren Mittelpunkt die Europäische 
Integrationspolitik und der UNO-Beitritt 
unseres Landes standen. Am Schluss der 
gutbesuchten Veranstaltung kristallisierte 
sich die Erkenntnis heraus, dass die Wei
chen für Europa jetzt gestellt werden 
müssen. 

Die FBP hat in der Vergangenheit für 
die aussenpolitischen Belange die Rich
tung angegeben und die Öffnung unseres 
Landes gegen aussen vorbereitet. Auch 
jetzt, obwohl nicht die für die Aussenpo
litik verantwortliche Partei, setzt die FBP 
Akzente in der UNO-Frage und in bezug 
auf die Integrationspolitik in Europa mit 
Blick auf die geplante Verwirklichung des 
Binnenmarktes bis 1992. Die FBP-Klau-
surtagung, in deren Verlaufe Regierungs
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille und 
alt Regierungschef Dr. Gerard Batliner 
die Grundlagen für eine weitergehende 
Diskussion in aussenpolitischen Fragen 
erarbeiteten, soll der Beginn einer Wei
chenstellung für die eminent wichtigen 
Probleme der Zukunft für unsere Aus
senpolitik sein. 

Verhältnis zur EFTA und EG 
Als erster Referent definierte Regie

rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil
le die derzeitige liechtensteinische Situa
tion gegenüber der EFTA und E G ,  in
dem er  auf den Abschluss der Vertrags-
verhältnisse in einer Rückschau einging 
und die liechtensteinische Einbindung in 
diese zwei europäischen Wirtschaftsblök-
ke über den Zollvertragspartner Schweiz 
erläuterte. In diesem Zusammenhang 
wurde deutlich, dass der Zollvertrag 
Schweiz - Liechtenstein, der 1923 abge
schlossen wurde, den heutigen Anforde
rungen nicht mehr genügt und - auch 
nach Auffassung der Schweiz - revidiert 
und angepasst werden sollte. Regierungs
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille 
machte auch deutlich, dass die Zukunft 
für unser Land, egal ob es zu einem Bei
tritt zur E G  komme oder lediglich' zu 
einer verstärkten Annäherung gemäss 
den heutigen Vorstellungen der Schweiz, 

Kohl stellt Minister vor 
Bonn (AP) - Bundeskanzler Helmut 

Kohl hat den Berliner Senator für Justiz 
und Bundesangelegenheiten, Rupert 
Scholz (CDU), am Dienstag in Bonn offi
ziell als neuen Bundesverteidigungsmini
ster vorgestellt. Der 50jährige Scholz 
wird Nachfolger von Manfred Wörner 
(CDU), der  am 19. Mai mit einem Gros
sen Zapfenstreich auf der Hardthöhe ver
abschiedet und am 1. Juli als NATO-
Generalsekretär nach Brüssel wechseln 
wird. 

Kohl sagte vor Journalisten, Scholz ha
be sich seit langem mit Fragen der 
Deutschland-, der Aussen- und der Si
cherheitspolitik befasst. «Ich schätze Ru
pert Scholz sehr als einen ausgezeichne
ten Sachkenner», sagte der Kanzler. E r  
verfüge über einen «klaren Blick für poli
tische Notwendigkeiten und * ber ein be
achtliches administratives Geschick. 
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sich verändern würde. Massgebende Ele
mente sind nach seiner Ansicht die Be
wahrung der Eigenstaatlichkeit und 
staatspolitische wie wirtschaftspolitische 
Komponenten, die jedoch ein verstärktes 
Europa-Bewusstsein erforderlich 
machten. 

Ein gleichberechtigter Partner 
Dr. Gerard Batliner, der sich im In-

und Ausland einen hervorragenden Na
men als Aussenpolitiker geschaffen hat ,  
stellte die Fragen der europäischen Inte
gration in einen geschichtlichen Zusam
menhang und entwickelte Strategien und  
Szenarien für die liechtensteinische Aus
senpolitik in der näheren Zukunft. Nach 
seiner Auffassung muss Liechtenstein 
Konzepte entwickeln, bevor die Schweiz 
ihre Entscheidung über die Annäherung 
oder den Beitritt zur E G  endgültig getrof
fen hat. Schon bei der Ausarbeitung des 

Währungsvertrages habe die Regierung 
versprochen, eine Revision des Zollver-
trages mit der Schweiz vorzunehmen -
doch sei in der Zwischenzeit überhaupt 
nichts geschehen. Dr. Gerard Batliner 
unterstrich bei seinen Ausführungen über 
die Revision des Zollvertrages, dass kein 
Weg an der Schweiz vorbei nach Europa 
gesucht werde, sondern allein das be
währte Vertragswerk mit der Schweiz den 
geänderten Umständen angepasst werden 
müsse. Zum Schluss entwickelte Dr. Ge
rard Batliner in seinem Referat Instru
mentarien für eine künftige Aussenpoli
tik, die gut in allen Kreisen abgestimmt 
werden müsse. Unter anderem regte er  
die Bestellung eines Delegierten für Inte
grationsfragen sowie eine Ständige Ver
tretung in Brüssel an und forderte dazu 
auf, die Aussenpolitik so zu führen, dass 
ersichtlich werde, dass Liechtenstein ein 
eigenständiger Staat sei. (G. M.)  

FBP-Klausurtagung über Aussenpolitik im Bildungshaus Stein-Egerta in Schaan. I m  
Vordergrund der sehr gut besuchten Veranstaltung David Vogt, Dr. Gregor Steger und 
William Hoop. (Bild: Brigitt Risch) 

Führt das Gastgewerbe die 5-Tage-Woche ein? 
Gastgewerbliche Betriebe haben Probleme mit dem Personal - Verhandlungen mit L A N V  

Lockerung bei den Saisonstellen 
Wie Wirtepräsident Werner Thöny er

klärte, konnte in Verhandlungen mit der 
Regierung eine Lockerung der Saisonbe
stimmungen erreicht werden, indem die 
Sommersaison für Saisonarbeitskräfte um 
einen auf neun Monate verlängert wurde. 
Ausserdem wird den Gastbetrieben beim 
Austritt einer ganzjährig beschäftigten 
Arbeitskraft eine • Ersatzbewilligung er
teilt, auch wenn die Höchstzahl für die 
entsprechende Herkunftsnation bereits 
überschritten ist. Günther Matt, Leiter 
der Fremdenpolizei, konnte im weiteren 
über die Einführung einer neuen Katego
rie von Bewilligungen (6 Monate) berich
ten und auf die Möglichkeit von Kurzauf
enthalten (12 Monate) hinweisen. 

Suche nach neuen Ideen 
Teilweise steht das Gastgewerbe in un

serem Land im Widerstreit von restrikti
ver" Bewilligungspraxis für ausländische 
Arbeitnehmer und der Forderung nach 
Erhöhung der touristischen Attraktivität. 
Regierungsrat Rene Ritter erklärte in 
diesem Zusammenhang, mit der Erarbei
tung eines touristischen Leitbildes für un
ser Land werde nach neuen Ideen ge
sucht, um vom quantitativen zum quali
tativen Tourismus zu gelangen. Die Um
strukturierung bedingt allerdings auch die 
Bereitstellung entsprechender Hotelka
pazitäten, was angesichts der eher schwa
chen durchschnittlichen Auslastung nicht 
unbedingt eine leichte Aufgabe darstellt. 

(G.M.)  

Im Gastgewerbe wird voraussichtlich 
ab 1. Januar 1989 für das Personal gene
rell die 5-Tage-Woche gelten. An ihrer 
Jahresversammlung haben die Mitglieder 
des Gastgewerbeverbandes dem Vor
stand mehrheitlich den Auftrag erteilt, 
diesbezügliche Verhandlungen mit dem 
Liechtensteinischen Arbeitnehmerver
band (LANV) aufzunehmen. In der 
Schweiz, nach deren Bestimmungen sich 
das einheimische Gastgewerbe in der Re
gel richtet, ist die 5-Tage-Woche bereits 
eingeführt worden. 

Mangel an Personal für die verschiede
nen Sparten des Gastgewerbes, Probleme 
bei der Erlangung zusätzlicher Bewilli
gungen für ausländische Arbeitnehmer 
und Umstrukturierungen im Hinblick auf 
die Einführung der 5-Tage-Woche kenn
zeichnen derzeit die Situation des Gastge
werbes. Dennoch wurde an der Jahres
versammlung des Gastgewerbeverbandes 
dem Antrag des Vorstandes stattgege
ben, in Verhandlungen mit dem LANV 
über Arbeitszeitverkürzungen und die 
Einführung der 5-Tage-Woche zu treten. 

Umstellung im Gastgewerbe 
Für Wirte scheint es seit geraumer Zeit 

nicht einfach zu sein, qualifiziertes Perso
nal - vor allem für den Service - zu 
finden. Die Situation könnte sich mit der  
Einführung der 5-Tage-Woche noch ver
schärfen, weil die Arbeitgeber nun An
spruch auf zwei Tage Ruhezeit pro Wo
che erheben können, die zudem in der 
Regel aufeinanderfolgend sein sollen. 
Das Personal verlange, so war in der Dis
kussion zu vernehmen, oft die Freitage Jahresversammlung des Gastgewerbeverbandes im Hotel «Dux» in Schaan. In der 
am Wochenende, was mehr und mehr Bildmitte Präsident Werner Thöny. A n  der Versammlung wurde über die Einführung 
geschlossene Restaurants an den Samsta- der 5-Tage-Woche im Gastgewerbe diskutiert. Wahrscheinlich wird sie au f  den 
gen und Sonntagen nach sich ziehe. 1. Januar 1989 eingeführt. (Bild: Brigitt Risch) 

Zürcher Polizei gegen offene Drogenszene 
Vermehrte Präsenz und Kontrollen in der Platzspitzanlage 

Zürich (AP) Mit einer stärkeren Prä
senz und vermehrten Kontrollen will die 
Zürcher Stadtpolizei die Attraktivität des 
Drogenumschlagplatzes in der Platzspitz
anlage beim Hauptbahnhof vermindern. 
•Seit Frühlingsbeginn habe die Polizei 
«eine massive Zunahme der offenen Dro
genszene» festgestellt, sagte der Chef des 
städtischen Betäubungsmittel-Kommissa
riats, Bernhard Waser, am Dienstag vor 
der Presse. 

Der Zürcher Stadtpolizei macht vor al
lem die Sogwirkung der Zürcher Dro
genszene zu schaffen, wie Waser erklärte. 
So ist unter den kontrollierten Betäu
bungsmittelkonsumenten ein steigender 
Anteil von ausserkantonalen Personen zu 
verzeichnen. Zürich habe heute in de r  

.Platzspitzanlagen eine offene Drogensze
ne wie sie in keiner Stadt in einem der  
Nachbarländer der Schweiz zu finden sei. 

Mit den vermehrten Kontrollen soll 
einerseits die Eintrittsschwelle für neu zu 
der Szene stossende Personen erhöht 
werden, anderseits soll den Kleinhänd
lern das Geschäft erschwert werden. E s  
gehe aber nicht um eine Vertreibung der 
Szene aus der Platzspitzanlage, präzisier
te Waser. Vorgesehen ist konkret eine 
fast dauernde Präsenz uniformierter und 
ziviler Beamter an den von Drogenkon
sumenten bevorzugten Plätzen. «Die Sze
ne muss wissen: Die Polizei ist immer 
da!», sagte Waser. Mit den vermehrten 
Kontrollen soll sowohl der Handel mit 
weichen Drogen (Haschisch) wie auch 
derjenige mit harten Drogen (vor allem 
Heroin und Kokain) erfasst werden. 

Waser sprach sich zudem entschieden 
i gegen eine Liberalisierung des Betäu-
bungsmittelgesetzes oder eine Hilfe an 

|die offene Drogenszene - etwa in Form 
Ieines Fixerraums - aus. 

Hoher Kapitalexport 
Zürich (AP) Die Anziehunsgkraft der 

Schweiz als Drehscheibe für Kapital
marktgeschäfte ist ungebrochen. Wie die 
Schweizerische Nätionalbank (SNB) am 
Dienstag mitteilte, erreichte der bewilli-
gungspflichtige Kapitalexport im ersten 
Quartal dieses Jahres mit 16,8 Milliarden 
Franken einen neuen Rekordstand. 

Gegenüber dem Vorjahresquartal er
gab sich eine Zunahme um 47 Prozent. 
Das Volumen der Anleihen lag um 48 
Prozent über dem Vorjahreseregbnis, je
nes der Kredite stieg um 40 Prozent. Die 
inach dem Börsenkrach beobachtete Ver-
schiebung von den Anleihen zu den Kre
diten bildete sich im Berichtsquartal wie-
ider auf die übliche Verteilung zurück, 
'wie die Nationalbank im Vorabdruck 
zum Monatsbericht April weiter schreibt. 
Der  Anteil der Kredite betrug noch 18 
Prozent, verglichen mit 35 Prozent im 
letzten Quartal 1987. 

Organisation zur 
KKW-Kontrolle 

Moskau (AP) In der Sowjetunion ist 
zwei Jahre nach der Katastrophe von 
Tschernobyl eine Organisation ins Leben 
gerufen worden, die sich mit Reperatur, 
Modernisierung und Stillegung alter 
Atomreaktoren sowie allgemein mit Kri
senmanagement im Atombereich befas
sen soll. Die amtliche Nachrichtenagen
tur TASS meldete am Montag, die Orga
nisation mit dem Namen «Spezatom» 
werde ihre Zentrale in der fünf Kilometer 
von Tschernobyl entfernt gelegenen Stadt 
Pripjat haben. «Spezatom» werde die 
Stillegung von 20 veralteten Atomreakto
ren überwachen. Als erstes werde die 
210 000 Kilowatt-Anlage von Nowoworo-
nesch in Zetralrussland eingemottet. Die
ser Reaktor wurde Anfang der 60er Jahre 
gebaut. 

US-Wirtschaftswachstum 
Washington/Zürich (AP) Das Wirt

schaftswachstum in den USA hat sich in 
den ersten drei Monaten dieses Jahres 
erwartungsgemäss abgeschwächt. Das 
Wirtschaftsministerium teilte am Diens
tag in Washington mit, das Bruttosozial
produkt sei im ersten Quartal nach vor
läufigen Berechnungen um 2,3 Prozent 
gestiegen. Die US-Wirtschaft war im 
vierten Quartal letzten Jahres noch um 
4,8 Prozent und im dritten Quartal um 
4,3 Prozent gewachsen. An  den Devisen
märkten lösten die neuen Zahlen kaum 
Reaktionen aus. 

Nach offiziellen Angaben sind im er
sten Vierteljahr sowohl die privaten Kon
sumausgaben (plus 3,8 Prozent) als auch 
die Unternehmensinvestitionen deutlich 
gestiegen. Der Zuwachs bei den Investi
tionen war mit 32,5 Prozent der höchste 
seit Ende 1983. Ausserdem habe sich eine 
leichte Verringerung des Aussenhandels-
defizits positiv ausgewirkt, hiess es im 
Wirtschaftsministerium. Diese Gewinne 
seien aber zum Teil durch einen Rück
gang der Staatsausgaben und andere Ent
wicklungen aufgehoben worden. Die In
flationsrate schwächte sich entgegen 
jüngsten Befürchtungen im ersten Quar

t a l  von 2,7 auf 2,4 Prozent ab. 


